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148 Rechtsverordnung 


zur Abänderung der Rechtsverordnung über den Sicherheitsdienſt vom 10. Oktober 1938. 
Vom 15. Juli 1939. 


Auf Grund von $ 1 Ziffer 9 und $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 
vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 5. Mai 
1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel ! 
Die SS 1 und 7 der Rechtsverordnung über den Sicherheitsdienſt vom 10. Oktober 1938 (G. Bl. 
S. 523) erhalten folgende Faſſung: 
8 1 
(1) Bei allgemeinen Notſtänden iſt auf Erfordern der Polizeibehörden 
a) jeder Danziger Staatsangehörige zu perſönlichen Dienſtleiſtungen, 
b) jeder Bewohner des Danziger Staatsgebiets, jede Perſon, die im Danziger Staatsgebiet 
Vermögen beſitzt, hinſichtlich dieſes Vermögens, und jede Körperſchaft zu Sachleiſtungen 
verpflichtet. 
(2) Die Polizeibehörden haben bei der Inanſpruchnahme von Dienſt⸗ und Sachleiſtungen auf die 


perſönlichen und wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Inanſpruchgenommenen Rückſicht zu nehmen. 


8 7 
Der Senat oder die von ihm bezeichneten Behörden beſtimmen: 

a) die Vergütung für Leiſtungen, ſoweit ſie nicht billigerweiſe unentgeltlich verlangt werden 
können, 

b) die Heilfürſorge für die gemäß $ 2 im Sicherheitsdienſt angeſetzten Männer und die Für⸗ 
ſorge oder Verſorgung bei Dienſtbeſchädigungen der nach den SS 2 und 3 zum Sicherheits⸗ 
dienſt herangezogenen Männer. 

Artikel I 
(1) Dieſe Rechtsverordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
(2) Die Beſtimmungen dieſer Verordnung finden auch Anwendung, wenn die Heranziehung zu 
Sachleiſtungen auf Grund anderer Rechtsvorſchriften vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung erfolgt iſt. 


Danzig, den 15. Juli 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
A III P 5107 Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


149 Verordnung 
zur Abänderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
Vom 19. Juli 1939. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 22 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 


Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes verlängernden 
Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 7. 1939.) 


364 
Artikel! 


aufgehoben. Die $$ 199 bis 202 des Gerichts verfaf bes treten wiederum in Kraft. 


Die Verordnung über die Beſeitigung der N vom 28. März 1935 (G. Bl. S. 495) wird 
rfaſſungsgef 


e Ae en 19 „me 
Dieſe Verordnung tritt am 20. Juli 1939 in Kraft. 
Danzig, den 19. Juli 1939, 1 


2 23 4 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 149 Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 
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